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Nachhaltigkeit 

Paul R. Tarmann 

1. Zur Bedeutung 

Laut der UN-Resolution ‚Transformation unserer Welt – Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung‘ soll die Welt 

gemäß dem dort hochgehaltenen Nachhaltigkeitskonzept verändert werden. ‚Nachhaltigkeit‘ bedeutet ursprüng-

lich, dass nicht mehr Ressourcen verbraucht werden als nachwachsen, das genannte Dokument geht aber weiter 

und wendet diesen Begriff auch auf die wirtschaftliche, die soziale und die ökologische Dimension an (Vereinte 

Nationen 2015: 1). Nachhaltigkeit bedeutet dementsprechend, dass 

1. Menschen nicht mehr Armut und Hunger leiden müssen und „ihr Potenzial in Würde und 
Gleichheit und in einer gesunden Umwelt voll entfalten können“ (ebd.: 2), 

2. unser Planet nachhaltig bewirtschaftet und der Klimawandel verhindert wird, so dass „die 
Erde die Bedürfnisse der heutigen und der kommenden Generationen decken kann“ (ebd.), 

3. dass „alle Menschen ein von Wohlstand geprägtes und erfülltes Leben genießen können“, 
ausgehend von wirtschaftlichem, sozialem und technischem Fortschritt in Harmonie mit 
der Natur (ebd.), 

4. „friedliche, gerechte und inklusive Gesellschaften“, die frei von Furcht und Gewalt sind, 
denn „Ohne Frieden kann es keine nachhaltige Entwicklung geben und ohne nachhaltige 
Entwicklung keinen Frieden“ (ebd.) sowie 

5. eine „mit neuem Leben erfüllte Globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung“, die 
insbesondere die Bedürfnisse der Ärmsten und Schwächsten berücksichtigt und „an der 
sich alle Länder, alle Interessenträger und alle Menschen beteiligen“ (ebd.). 

Mit dem Sozialethiker Markus Vogt können wir daher unter diesem Anliegen eine „nachhaltige, zukunftsfähige 

oder dauerhaft umweltgerechte Entwicklung“ (Vogt 1993–2001: 1145) verstehen. Nicht mehr wird Umweltschutz 

als isoliertes Anliegen betrachtet, vielmehr wird „systematisch die Zuordnung von ökologischen, ökonomischen 

und sozialen Ansprüchen thematisiert“ (ebd.). Allgemein kann festgestellt werden, dass das Nachhaltigkeitskon-

zept ethisch „mit dem Postulat intergenerationeller Gerechtigkeit“ ansetzt (ebd.). 

2. Begriffsentwicklung 

Ursprünglich geht das Wort ‚Nachhaltigkeit‘ auf Hans Carl von Carlowitz zurück, der eine „kontinuierliche bestän-

dige nachhaltende Nutzung“ bei der Verwendung und dem Anbau von Holz forderte (Carlowitz 1713: 105f.). Es 

gibt bei dieser Wortverwendung also viele Gemeinsamkeiten mit der heute gebräuchlichen, das Anliegen lässt auf 

ein schon damals vorhandenes Bewusstsein schließen, dass die natürlichen Ressourcen begrenzt sind. 
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Trotz seiner Wichtigkeit und der politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und pädagogischen Relevanz 

handelt es sich beim Nachhaltigkeitsbegriff insofern um ein Kuriosum, als er erst Mitte der 1990er Jahre im poli-

tischen Diskurs auftauchte, mittlerweile aber nicht mehr aus diesem und in weiterer Folge aus ökonomischen, vor 

allem aber ökologischen Diskursen wegzudenken ist. Dies geht so weit, dass sich Parteien oder Unternehmen hier 

und in ähnlichen Ländern durchwegs zu ‚Nachhaltigkeit‘ oder ähnlichen Konzepten – man denke nur an ESG (En-

vironmental, Social and Governance) – bekennen, eine Nicht-Erwähnung oder gar Ablehnung von – oft nicht näher 

definierten – Nachhaltigkeitszielen würde einen Nachteil im Wettbewerb bedeuten (vgl. Tarmann 2019: 7ff.). Es 

ist daher naheliegend – dadurch aber keineswegs tolerierbar –, dass Unternehmen, in manchen Fällen auch Grup-

pen oder Einzelpersonen ‚Greenwashing‘ betreiben, sich also mit Hilfe von Werbestrategien darum bemühen, 

umweltbewusst und nachhaltig zu wirken. Dies liegt u. a. auch am Fehlen einer eindeutigen Definition: 

„Der Begriff hat im Laufe der Zeit einen Bedeutungswandel durchlaufen und ist heute in Diskursen über ökologi-

sches, politisches oder wirtschaftliches Handeln scheinbar allgegenwärtig. Trotz der weiten Verbreitung und der 

starken Nutzung gibt es jedoch keine eindeutige und allgemein gültige Definition dieses Begriffs.“ (Novak 2021: 7) 

Bei Texten der Vereinten Nationen – wie bei wohl allen partei- bzw. länderübergreifenden politischen Texten – 

handelt es sich um Kompromisse. Demnach wird nicht mit wissenschaftlich nachvollziehbaren, klar umrissenen 

Begriffen gearbeitet. Widersprüche in der Wortverwendung sind nicht auszuschließen, sondern angesichts der 

verschiedenen, teilweise gegenläufigen Interessen vielmehr zu erwarten. Zwar heißt es in der Präambel der 

Agenda 2030: „Wenn wir unsere Ambitionen in allen Bereichen der Agenda verwirklichen können, wird sich das 

Leben aller Menschen grundlegend verbessern und eine Transformation der Welt zum Besseren stattfinden.“ 

(Vereinte Nationen 2015: 2), dennoch kann bemängelt werden: 

„Je konkreter die Forderungen aber werden, desto mehr werden die Probleme offensichtlich, die sich durch den 

Interpretationsspielraum ergeben, der aufgrund der zentralen Stellung des Nachhaltigkeitsbegriffes bei gleichzei-

tigem Fehlen einer verschriftlichten Definition des Begriffs, entsteht.“ (Novak 2021: 80) 

3. Nachhaltigkeit an der KPH Wien/Krems 

Trotz der Dringlichkeit zu handeln ist es daher wichtig, sich einer klaren Begrifflichkeit zu bedienen. Forschung, 

Bildung und Öffentlichkeitsarbeit spielen hier eine wichtige Rolle, um sich für die großen strukturellen Verände-

rungen durch die Agenda 2030 auch die breite Unterstützung der Menschen der verschiedenen Regionen und 

Länder unserer Erde zu sichern: Erziehung und schulischer wie hochschulischer Unterricht sollen zu einer Art Ge-

wissensbildung beitragen, um die Ziele dieser Agenda zu erreichen. Unter dem Absatz ‚Ziele für nachhaltige Ent-

wicklung‘ heißt es im Text der UN-Agenda 2030 kurz zusammengefasst: „Inklusive, gleichberechtigte und hoch-

wertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten lebenslangen Lernens für alle fördern“ (Vereinte Nationen 

2015: 15). 
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Die Vermittlung von Nachhaltigkeit in all ihrer Bedeutungsfülle ist sowohl von den Vereinten Nationen, als auch 

durch das österreichische Bildungssystem im Primar-, Sekundar- und Tertiärsektor vorgesehen. Auch an der Kirch-

lichen Pädagogischen Hochschule Wien/Krems spielt das Nachhaltigkeitskonzept, wie es von den Vereinten Nati-

onen in der Agenda 2030 beschrieben wird, eine wesentliche Rolle, wie ein Blick in die Curricula sowie auf die 

Selbstdarstellung dieser Hochschule auf ihrer Homepage zeigt: https://kphvie.ac.at/sdg.html. 

Die 17 globalen Nachhaltigkeitsziele der UNO bieten umfassenden Stoff für Lehre, Forschung sowie weiterführen-

des, für eine breite Öffentlichkeit relevantes Gespräch. Dass der Nachhaltigkeitsbegriff aus politischen Gründen 

nicht eindeutig definiert wird und die Interpretation einzelner Forderungen sowie deren Umsetzung mitunter viel 

Spielraum zulässt, ist im schulischen und hochschulischen Bereich wohl nicht als Nachteil zu beurteilen. Vielmehr 

sollen die Lernenden „Gegebenheiten kritisch hinterfragen, Probleme erkennen und definieren, Lösungswege ei-

genständig suchen und ihr eigenes Handeln kritisch betrachten“ (BMB 2016), was durch eine ergebnisoffene Er-

wartungshaltung dem zu Erlernenden gegenüber wohl besser erzielt werden dürfte. 

Für die Lehre an den unterschiedlichen Bildungseinrichtungen bedeutet dies beispielsweise, dass sich Lehrende 

und Lernende im Unterricht mit den SDGs auseinandersetzen. Die Lehrkraft stellt gezielt Fragen und lädt zur kri-

tischen Auseinandersetzung ein. Dabei soll das – durchaus brisante, weil einer globalen Katastrophe entspre-

chende – Problem erkannt und definiert werden, bestenfalls sollen Lösungswege eigenständig gefunden werden, 

so dass die SDGs nicht nur theoretisch besprochen, sondern vor allem auch umgesetzt werden, damit tatsächlich 

„sich das Leben aller Menschen grundlegend verbessern und eine Transformation der Welt zum Besseren statt-

finden“ wird (Vereinte Nationen 2015: 2). Dies übersteigt freilich Aufgabe und Anliegen von Schulen und Hoch-

schulen. Dennoch sind es kleine Impulse, die schon viel bewirken und zu einem verantwortungsvollen, nachhalti-

gen Handeln anregen können, weshalb die Bedeutung guten Unterrichts wohl nicht hoch genug eingeschätzt wer-

den kann. 
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